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Sachverhalt und Antrãge 

Die Beschwerdegegnerin ist Inhaberin des europäischen 

Patents 0 071 965. 

Die Beschwerdeführerin hat gegen die Patenterteilung geinài3 

Artikel 100 b) und 100 C) EPU sowie gemàB Artikel 100 a) 

EPU unter Angabe folgender Dokuinente Einspruch erhoben: 

Dl: EP-A-O 029 479 und 

D3: EP-A-0 017 608. 

Die Einspruchsabteilung hat ferner noch das von der 

Beschwerdeführerin während des Einspruchsverfahrens 

genannte Dokuinent 

D2: DE-B-1 296 283 

gemàJ3 Artikel 114 (1) EPU berucksichtigt und in einer 

Zwischenentscheidung geiuäB Artikel 106 (3) EPU vom 

6. März 1991 festgestellt, daB un Hinblick auf Artikel 102 

(3) EPU die Erfordernisse dieses Ubereinkonunens der 

Aufrechterhaltung des Streitpatents in geàndertein Uinfang 

aufgrund der in der Zwischenentscheidung genannten 

Unterlagen nicht entgegenstehen. 

Gegen diese Entscheidung hat die Einsprechende Beschwerde 

erhoben. 

Auf eine Mitteilung der Kainnier geinäl3 Artikel 11 (2) VOBK 

hin, in der auf Mângel der Anspruchsfassung un Hinblick 

auf Artikel 84 EPU hingewiesen wurde, überreichte die 

Beschwerdegegnerin zu Beginn der niündlichen Verhandlung 

vom 2. Juni 1992 neue Ansprüche 1 bis 4, Anspruch 1 

lautet: 
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2 	 T 331/91 

11 1. Implantierbarer Herzschrittmacher mit einer Batterie 

(1), deren Innenwiderstand (R;) vorn Batterieladezustand 

abhängt, sowie einem an die Batterie angeschlossenen 

ReizilrLpulsgenerator mit einem Ausgangskondensator (5), der 

jeweils langsam aufgeladen und anschlie3end zur Erzeugung 

eines Stimulierungsiinpulses schnell entladen wird, wobei 

die Entladung des Ausgangskondensators (5) erst dann 

ausläsbar 1st, wenn er mindestens bis zu einer bestiminten 

Mindestspannung (Vmjn)  aufgeladen ist, d a d u r c h 

gekennzeichnet, daBdieEntladungdes 

Ausgangskondensators erfolgt, wenn zusàtzlich eine über 

ein unabhãngig vom Ladevorgang arbeitendes Zeitglied (11) 

definierte Schaltzeit (tm2)  abgelaufen ist, die die 

Grundfrequenz des Herzschrittmachers festlegt, und daB bei 

der Entladung des Ausgangskondensators (5) das Zeitglied 

(11) jeweils neu gestartet wird." 

Ansprüche 2 bis 4 hãngen von Anspruch 1 ab. 

VI. 	Am Ende der inündlichen Verhandlung beantragte die 

Beschwerdeführerin (Einsprechende) die Aufhebung der 

angefochtenen Entscheidung und den Widerruf des 

Streitpatents. 

Die Beschwerdegegnerin (Patentinhaberin) beantragte, die 

Beschwerde zurückzuweisen und das Streitpatent in 

geandertein Umfang nuninehr mit folgenden Unterlagen 

aufrechtzuerhalten: 

Anspruch: 	1 bis 4, überreicht in der mündlichen 

Verhandlung vom 2. Juni 1992 
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3 	 T 331/91 

Beschreibung: Seiten 1 bis 4 und Spalte 2, überreicht in 

der inündlichen Verhandlung voin 

2. Juni 1992; 

Spalte 3 bis Spalte 4, Zeile 53, geinäB EP-

B1-0 071 965 

Zeichnung: 	geniâl3 EP-B1-0 071 985. 

VII. Die Beschwerdeführerin stützte ihren Antrag im 

wesentlichen auf folgende Argumente: 

Der nunmehr geltende Patentanspruch 1 entspräche aus 

folgenden Gründen nicht Artikel 123 (2) EPii: 

Der ursprüngliche Patentanspruch 1 beschränkte die an 

ein Erreichen einer Mindestspannung am Ausgangs-

kondensator gebundene Ausläsbarkeit seiner Entladung 

auf "ausgewählte Impulse". Die Streichung dieser 

Wahifreiheit führe zu einer anderen, nicht of fen-

barten technischen Lehre. 

Des weiteren sei der gültige Patentanspruch 1 über 

das konkrete Ausführungsbeispiel hinaus auf ein in 

seiner verailgeineinerten Fassung den ursprünglichen 

Annieldungsunterlagen nicht entnehmbares Prinzip 

erweitert worden. 

Als Erkenntnisxnittel über den Zustand einer Herz-

schrittxnacherbatterie stünden dem Arzt üblicherweise 

die Amplitudenabnahme des Reizimpulses und als 

wesentlich kritischeres Anzeichen die Herabsetzung 

der Stiniulierungsfrequenz zur Verfugung. Die beixn 

Streitpatent vorgesehene Konstanthaltung der 

Stimulierungsfrequenz lasse über lange Zeitrãume 

hinweg nicht den Batterieverbrauch erkennen und 

erinögliche erst in einer kurzen Endphase der 

Batterielebensdauer eine Batterieüberwachung, die 
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aber nicht hinreiche, uin einen Patienten wirksain zu 

schützen. Aus diesein Grunde sei beiin Stand der 

Technik keine prilnàre Betriebsphase mit konstanter 

Reizfrequenz gewàhlt worden obwohl sie nahelag. 

Der aus Dokumnent D3 bekannte Herzschrittmnacher 

ermnögliche aufgrund der Verlagerung der fiberwachung 

des Innenwiderstandes der Batterie voxn Ausgangs-

kondensator des Herzschrittxnachers auf einen 

gesonderten Modeilkondensator (10) über dessen 

beliebig einstellbare Referenzspannung bereits zu 

einem früheren Zeitpunkt eine Batterieüberwachung als 

beimn Streitpatent und garantiere damit eine 

ausreichende Sicherheit für den Patienten. Dieser 

Modeilkondensator stelle über die Uberwachung der 

Batteriespannung anhand einer Aufladung wie der 

Gegenstand des Streitpatents eine Mindestamnplitude 

der Stimulierungsimnpulse sicher, und ermögliche durch 

die Entkopplung seiner Ladezeit von der Betriebs-

frequenz des Schrittmachers eine günstigere Fest-

stellung relativer Frequenzänderungen - und somit 

eine sensible Detektion relativer Anderungen des 

Innenwiderstandes der Batterie - zu beliebigen Zeit-

punkten. Der Verzicht auf diese Vorteile und 

insbesondere das Weglassen des Modelikondensators 

stelle einen technischen Rückschritt dar. Es sei zu 

fordern, daB technisch rückschrittlichen 

Entwicklungen keine erfinderische Tàtigkeit zuerkannt 

werde. 

Der Oberbegriff des Anspruchs 1 enthalte nur zwangs-

làufig notwendige Merkmnale eines Herzschrittmachers, 

die überdies aus Dokumnent D2 bekannt seien. Dieser 

bekannte Herzschrittmnacher gebe wie der Gegenstand 

des Streitpatents nur Stixnulierungsimnpulse ab, wenn 

eine Nindestspannung erreicht werde. Diesem bekannten 
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Herzschrittmacher ein Zeitglied für eine feste 

Stiinulierungsrate hinzuzufügen - wie es beispiels-

weise aus Dokument D3 zu entnehinen sei - führe in 

naheliegender Weise zum Gegenstand des Anspruchs 1 

des Streitpatents. Der Wortlaut des Anspruchs 1 

definiere nämlich keine konkrete logische Schaltung. 

In übrigen führe auch eine naheliegende Anwendung der 

Lehre des Dokunients D2, bei Erreichen einer Mindest-

spannung zu stimulieren, in üblichen Herzschritt-

machem, die mit konstanter Stimulierungsfrequenz 

arbeiteten, zum sachlichen Inhalt des Anspruchs 1 des 

Streitpatents. Obwohl in Dokuinent D2 die Notwendig-

keit zur Uberwachung des Batteriezustandes nicht 

angesprochen wird, so enthalte dieser bekannte 

Herzschrittmacher doch sàmtliche physikalischen 

Gegebenheiten, inn über die Aufladung des Ausgangs-

kondensators 198 in Fig. 5 auf den Batteriezustand 

rückzuschl iei3en. 

VIII. Die Beschwerdegegnerin widersprach der Argumentation der 

Beschwerdeführerin un wesentlichen wie folgt: 

a) Aus der ursprunglichen Beschreibung Seite 2, 

Zeilen 26 bis 27, gehe eindeutig hervor, daI3 der 

Verzicht auf die Sicherstellung einer Mindest- 

amplitude für einzelne Impulse nur eine alternative 

Ausführungsform der Erfindung sei. Die Streichung der 

Worte "ausgewàhlter Impulset' stelle nur den Verzicht 

auf ein fakultatives Merkmal dar, durch den die 

Struktur und Funktion der übrigen ursprünglich 

offenbarten Merkmale technisch nicht veràndert werde. 

Der Gegenstand des Anspruchs 1 sei überdies kein 

a].lgexneines Prinzip, sondern knüpfe die Entladung des 

Ausgangskondensators an die Erfüllung zweier 

apparativer Bedingungsparaineter. Dieses von einer 

speziellen logischen Schaltung unabhängige Arbeits- 
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prinzip könne der Fachxnann ohne weiteres der 

ursprünglichen Beschreibung, Seite 3, Zeilen 23 bis 

36, entnehmen. 

Hauptaufgabe der Erfindung sei es, gegen Ende der 

Lebensdauer einer Batterie eines implantierten 

Herzschrittmachers an dessen Reizelektrodenausgang 

eine Mindestamplitude sicherzustellen, die eine 

aktive Reizung des Herzens gewährleistet. Diese 

Aufgabe sei dem Stand der Technik, insbesondere nicht 

den Dokumenten D2 und D3 zu entnehmen. Ein Anzeichen 

für den kritisch werdenden Zustand der Batterie zu 

liefern, sei nur eine nebengeordnete Aufgabe. Der 

Wortlaut des Anspruchs 1 sch1ie1e einen Ersatz 

zusätzlicher Batterieüberwachungslnittel während der 

Printarphase mit konstanter Stimulierungsfrequenz 

nicht aus. 

Die Aufladung des Testkondensators 10 in Fig. 1 des 

Dokuments D3 erfolge keinesfalls "modellinäBig", d. h. 

analog zuin Ausgangskondensator. Dieser werde in 

Dokuinent D3 uberhaupt nicht erwähnt. Zu seiner 

Aufladung werde der Testkondensator und die Batterie 

von dern den Ausgangskondensator unifassenden Schritt-

macherbiock 1 während einer Testzeit abgekoppelt, und 

zwar mit Hilfe des vom Schrittmacherblock ange-

steuerten Schalters 13. Wàhrend dieser Testzeit 

stelle die am Glättungskondensator 15 anliegende 

Spannung die Energieversorgung für die Reiziinpulse 

des Ausgangskondensators und andere Verbraucher un 

Schrittinacherblock sicher. Losgeläst von der eigent-

lichen Schrittmacherfunktion gebe sonuit die Testzeit 

eine Zeitbedingung (T in Fig. 2 von D3) für die 

Testkondensatoraufladung vor, deren Endspannung 

repràsentativ für den Innenwiderstand der Batterie 

sei. Diese Endspannung übe keinerlei EinfluB auf den 
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Ausgangskondensator aus und stelle vor alleni keine 

I'lindestamplitude des Stiinulierungsimpulses sicher. 

Mittel zur Sicherstellung einer Mindestainplitude des 

Stixnulierungsixrtpulses seien Dokumente D3 nicht zu 

entnehinen. Analog zum Gegenstand des Streitpatents 

erinögliche auch die Feststellung gem&B Dokuinent D3 

keine Uberwachung der Batterie wàhrend einer 

Priinärphase (linke Hälfte von Fig. 2), in der die 

Endspannung des Testkondensators die an den Dioden 5 

und 6 abfallende Referenzspannung übertrif ft, sondern 

signalisiere das Anwachsen des Batteriezustandes auf 

einen vorgebbaren kritischen Wert. 

d) 	Da das Dokunent D2 keinen iinplantierbaren Herz- 

schrittniacher beschreibe, bestünde keine Notwendig-

keit, den Batteriezustand zu überwachen. Die 

Versorgungsbatterien nicht-implantierter Herzschritt-

macher seien frei zugänglich und jederzeit austausch-

bar. Wàhrend ferner beilu Streitpatent das Zeitglied 

unabhãngig voin Ladevorgang des Ausgangskondensators 

arbeitet, sei der Ausgangskondensator (198) in der 

Schaltung gexnãI3 Figur 5 des Dokuments D2 in die 

Funktion des Zeitgliedes eingebunden. So bestixnme die 

Zeit der Ladung des Ausgangskondensators 198 über den 

Regeiwiderstand 196 auf die Zündspannung der 

Elektronenröhre 204 eine wàhlbare Stiinulierungs-

frequenz, lege aber nicht die Amplitude des 

Stimulierungsimpulses fest. Diese sei am Regeiwider-

stand 210 einstellbar. Mittel zur Sicherstellung 

einer Mindestainplitude des Stiinulierungsiinpulses bei 

nicht inehr voll arbeitsfähiger Batterie seien 

Dokuinent D2 nicht zu entnehxnen. 

IX. 	Am Schlu8 der mündlichen Verhandlung wurde die 

Entscheidung verkündet, daS die Entscheidung der 

Einspruchsabteilung aufgehoben und die Sache an die erste 

02584 	 .../... 
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Instanz zurückverwiesen werde mit der Auflage, das Streit- 

patent in geandertem Umfang aufgrund des nunmehrigen 

Antrags der Beschwerdegegnerin aufrecht zu erhalten. 

Entsche idungsgrUnde 

Die Beschwerdeführerin hat ihren un Verfahren vor der 

Vorinstanz erhobenen Einwand inangeinder Ausführbarkeit 

(Art. 100 b) EPU) im Beschwerdeverfahren nicht welter-

verfolgt. Nach Auffassung der Kammer ist der Gegenstand 

des Anspruchs 1 anhand der Figur 1 in Verbindung mit der 

Beschreibung des Streitpatents, insbesondere Spalte 4, 

Zeilen 5 bis 18 für den Fachmann auch ohne weiteres 

nacharbeitbar. Die dem Streitpatent in seiner geänderten 

Fassung zugrundeliegenden Unterlagen genugen somit 

Artikel 83 EPU. 

Zwar hat die Beschwerdeführerin ihre auf Artikel 84 EPU 

gestutzten Bedenken in der inündlichen Verhandlung gegen-

über der nunmehr gultigen Fassung des Anspruchs 1 nicht 

aufrechterhalten, doch erachtet es die Kammer im Hinblick 

auf ein von der Beschwerdeführerin in ihrer Eingabe voin 

4. Mai 1992 inPkt. I vorgebrachten Argument für zweck-

mãBig darauf hinzuweisen, daB gemäi3 dem gültigen 

Anspruchswortlaut "ein unabhãngig voin Ladevorgang 

arbeitendes Zeitglied" an seinein Ausgang eine Schaltzeit 

liefert, deren Gr6I3e unabhangig voin Ladevorgang des 

Ausgangskondensators 1st. Ein von dieser Schaltzeit 

unabhàngiger Ladevorgang des Ausgangskondensators ist 

jedoch durch diesen Wortlaut nicht definiert. Em 

derartiger Sachverhalt würde eine Vertauschung der 

Satzstellung der Worte "Ladevorgang" und "Zeitglied" im 

Sinne eines Subjekt-Objekt-Wechsels erforderlich machen. 

Somit steht der gultige Anspruchswortlaut nicht in 
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sachlicheiu Widerspruch zu der im Streitpatent Spalte 2, 

Zeilen 38 bis 41, enthaltenen Angabe, daB - für den Fall, 

daB der Ausgangskondensator die Mindestspannung (Vmjn)  vor 

Ablauf der Schaltzeit (tm2)  erreicht - das Zeitglied die 

Aufladezeit des Ausgangskondensators festlegt. Nach 

Auffassung der Kammer entspricht der gültige Wort].aut des 

Anspruchs 1 den Erfordernissen des Artikels 84 EPU. 

	

3. 	Of fenbarung (Art. 123 (2) EPU) 

	

3.1 	Der Wortlaut der ursprunglichen Beschreibung, Seite 2, 

Zeilen 26 bis 28, lautet: "Dabei kann für jeden linpuls die 

Mindestainplitude sichergesteilt werden. Es kann aber auch 

für einzelne Iirtpulse darauf verzichtet werden." Diese 

beiden Sätze definieren nach Auffassung der Kamnier zwei 

technisch voneinander unabhàngige alternative Ausführungs-

forinen der vorliegenden Erfindung. Durch die Streichung 

des letzten Satzes wird die sachliche Aussage des ersten 

Satzes nicht veràndert. Die deinentsprechende Streichung 

der Worte "ausgewählter Impulse" un ursprünglichen 

Anspruch 1 beschränkt den nuninehr gültigen Anspruchsinhalt 

auf die ursprünglich offenbarte Ausführungsalternative 

geinäB dent ersten Satz der obenstehenden Beschreibung, 

d. h. auf of fenbarte funktionelle Merkmale des 

Ausführungsbeispiels gexnäB Fig. 1, ohne sie technisch zu 

verändern. Daher bleibt der Gegenstand des Streitpatents 

auch nach der von der Beschwerdeführerin beanstandeten 

Streichung innerhaib des Inhalts der Anmeldung in ihrer 

eingereichten Fassung. 

	

3.2 	Die sachlich weitestgehende Of fenbarung der dent Streit- 

patent zugrundeliegenden Erfindung ist durch den Inhalt 

des ursprünglichen Anspruchs 1 vorgegeben. Er war allein 

auf die nunmehr erste apparative Bedingung für die 

Ausgangskondensatorentladung abgestellt, d. h. allein auf 

das funktionelle Nerkmal, daB "die Entladung erst bei 
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Erreichen einer bestimmten Mindestspannung (Vram)  am 

Ausgangskondensator auslösbar istit;  vgl. auch die von der 

Prüfungsabteilung erteilte Fassung des kennzeichnenden 

Teils des Anspruchs 1 gemäl3 EP-B1-0 071 965. Damit 

gehörten bereits - entgegen der Auffassung der Beschwerde-

führerin gemäB Absatz Vu-b - särntliche diese Wirkung 

hervorrufendenAquivalente über das konkrete Ausführungs-

beispiel hinaus zum Inhalt der Anmeldung in ihrer 

ursprünglich eingereichten Fassung. Durch die in die 

gültige Fassung des Anspruchs 1 aufgenoinmene zweite 

apparative Bedingung: "daB die Entladung des Ausgangs-

kondensators erfolgt, wenn zusätzlich eine ... Schaltzeit 

abgelaufen ist" wird das ursprünglich offenbarte "Prinzip" 

durch Hinzufügen eines zweiten Funktionsmerkrnals 

spezifiziert und auf die in ihrer Gesamtheit of fenbarte 

Wirkungsweise des Ausführungsbeispiels gemäl3 Fig. 1 

beschränkt. Das Arbeitsmittel, das diese Schaltzeit 

realisiert, ist ira Anspruch 1 als "Zeitglied" und ira 

ursprunglichen Beschreibungstext als "xnonostabile 

Kippstufe" benannt. Die Bezeichnungen "Zeitglied" und 

"monostabile Kippstufe" definieren ira Rahinen der Gesaint-

of fenbarung des Streitpatents in aligemeiner Form 

eine Vielzahl gleicher aquivalenter Arbeitsrnittel, einxnal 

anhand der Funktion ihres externen Ausgangs und zurn 

anderen anhand der Funktion ihrr internen Struktur. Aus 

diesern Grunde bringt die Anderung des Begriffs "mono-

stabile Kippstufe" in "Zeitglied" nach Auffassung der 

Kainmer ira vorliegenden Fall nicht erstinals andere 

spezielle Merkrnale als das Offenbarte in Verbindung mit 

demn Anmneldungsgegenstand und ist daher ira Hinblick auf 

Artikel 123 (2) EPU nicht zu beanstanden; vgl. auch die 

Entscheidung T 416/86, AB1. EPA 1989, Seite 808. 

3.3 	Insbesondere aus den in Absatz 3.1 und 3.2 genannten 

Gründen erfüllt Anspruch 1 in seiner nunmehr gUltigen 

Fassung die Bedingungen gemnäB Artikel 123 (2) EPU. 

02584 	 . . . 1... 
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4. 	Die Aufnahine der in Absat 

apparativen Bedingung für 

erteilte Fassung schrânkt 

definierten Schutzbereich 

em. Daniit entspricht der 

Artikel 123 (3) EPU. 

3.2 erwähnten zweiten 

die Kondensatorentladung in die 

den durch Anspruch 1 nunmehr 

gegenüber der erteilten Fassung 

geânderte Anspruch 1 auch 

Dem nachgewiesenen Stand der Technik 1st kein iiuplantier-

barer Herzschrittxnacher zu entnehmen, dessen - die 

Aiuplitude des Stiinulierungsiinpulses für die zu erzielende 

Herzinuskelkontaktion formender - Ausgangskondensator nur 

entladen wird, wenn zwei apparative Bedingungen erfüllt 

sind: Der Kondensator hat sich auf eine bestiiiunte 

Mindestspannung (für eine sichere Herzinuskelkontraktion) 

aufgeladen und eine der Grundperiode der Stiniulierungs-

impulse entsprechende Schaltzeit, die von diesem 

Ladevorgang abhängig ist, ist abgelaufen. Der Gegenstand 

des Anspruchs 1 1st soinit neu un Sinne von Artikel 54 (2) 

EPU. 

Uberdies beschrànken sich die un vorliegenden Beschwerde-

verfahren vorgebrachten Einwände geniai3 Artikel 100 a) EPU 

auf einen Mangel an erfinderischer Tätigkeit. 

Erfinderische Tätigkeit 

6.1 	Aus dein nächstliegenden Stand der Technik gemàB Dokuinent 

D2 sind folgende durch den Wortlaut des Anspruchs 1 

definierten Merkinale bekannt: 

"Herzschrjttinacher mit einer Batterie (vgl. D2, 60 in 

Fig. 3), deren Innenwiderstand vom Batteriezustand 

abhàngt, sowie einemn an die Batterie (über die Leitung 68 

in Fig. 3 und Fig. 5) angeschlossenen Reizimpuisgenerator 

(Fig. 5) mit einem Ausgangskondensator (198 in Fig. 5), 
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der jeweils langsain aufgeiaden (über die Widerstände 194 

und 196) und anschiieBend zur Erzeugung eines 

Stiinulierungsiinpulses (an den Reizeiektroden 220, 218) 

schnell entladen wird (über die Strecke 202, 204, 210), 

wobei die Entiadung des Ausgangskondensators erst dann 

auslôsbar ist (durch Zündung der Röhre 204), wenn er bis 

zu einer bestinmten Mindestspannung aufgeladen ist (D2, 

Spaite 6, Zeile 58 bis Spalte 7, Zeile 2)." 

Von djesem Stand der Technik unterscheidet sich der im 

Anspruch 1 beanspruchte Herzschrittinacher dadurch, daB er 

"inpiantierbar" ist und die in seinem kennzeichnenden Teil 

definierten Merkmale aufweist. 

	

6.2 	Ausgehend von dein un Dokuinent D2 beschriebenen Herz- 

schrittmacher liegt dent Streitpatent objektiv die Aufgabe 

zugrunde, diese bekannte Schaitung für eine Verwendung in 

einem inp1antierbaren Herzschrittxnacher derart 

abzuwandein, daB dieser eine Mindestamplitude der 

Stiinuiierungsixnpulse zur Verfugung steilt, die über dern 

Schweiienwert für die Ausiosung einer erzwungenen Herz-

inuskelkontraktion liegt und daxait für eine sichere Reizung 

des Herzens ausreicht, auch wenn gegen Ende der Lebens-

dauer der Batterie deren InnenwiderstandsvergroBerung die 

Aufiadung des Ausgangskondensators derart verzögert, daB 

die für diese Mindestainplitude erforderliche Mindest-

spannung am Ausgangskondensator während der Grundperiode 

der Stimnulierung nicht ntehr erreicht wird. Dabei soil 

gleichzeitig diese Grundperiode und damnit die 

Stimnulierungsfrequenz vomn Ladevorgang des Ausgangs-

kondensators unabhängig bleiben, solange es der Lade-

zustand der Batterie zulàBt. 

	

6.3 	Diese Aufgabe wird durch das Zusamnmenwirken der 

kennzeichnenden Merkn'tale des Anspruchs 1 mit semen 

Gattungsmnerkxnalen gelóst, d. h. dadurch daB zusätzlich zu 
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der liii Gattungsbegriff genannten ersten Bedingung 

ItMjndestspannungt die un kennzeichnenden Teil genannte 

zweite Bedingung "Scha1tzeitab1auf' erfüllt sein inul3, uin 

die Ausgangskondensatorentladung auszulösen. Wird bei gut 

geladener Batterie die erste Bedingung "Mindestspannung" 

erfüllt, bevor die Schaltzeit abgelaufen ist, wartet der 

Herzschrittinacher ab, bis auch die zweite Bedingung 

erfüllt ist, und lost die Entladung sofort nach Ablauf der 

Schaltzeit aus. Wird gegen Ende der Lebensdauer der 

Batterie die zweite Bedingung "Schaltzeitablauf" erfüllt 

bevor die Mindestspannung erreicht ist, wartet der 

Schrittnacher ab, bis auch die erste Bedingung erfüllt 

1st, und lOst die Entladung erst nach Erreichen der 

Mindestspannung aus. In der kritischen Endphase der 

Batterie wird also die Auslösung von Herzkontraktionen 

durch Zulassung sich verlángernder Zeitabstànde zwischen 

zwei aufeinanderfolgenden Stiinulierungsimpulsen 

sichergestellt. Der Frequenzabfall für t > tK in Fig. 2 

wird damit iinplizit zuin technischen LOsungsinittel der 

obj ektiven Aufgabe. 

	

6.4 	DaS der Einsatz des Frequenzabfalls gleichzeitig die 

Nebenaufgabe lOst, ein Anzeichen für den kritisch 

werdenden Ladezustand der Batterie zu liefern, verinag 

nicht zur Stützung der erfinderischen Tâtigkeit 

beizutragen, da eine Batterieüberwachung anhand einer 

fallenden Frecjuenzkennhinie ailgentein bekannter Stand der 

Technik ist; vgl. z. B. das Dokuinent D3, Seite 2, 

Absatz 1. 

	

6.5 	Eine Verknüpfung der aus Dokuinent D2 bekannten 

Stintulierung bei Erreichen einer Mindestspannung mit einemn 

ailgemnein bekannten Zeitglied für eine feste 

Stimnulierungsrate 1st entgegen der Auffassung der 

Beschwerdeführerin geniàB Absatz VII-d) für einen Fachinann 

aus folgenden Gründen nicht durch Dokuntent D2 nahegelegt: 
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In dem aus Dokuinent D2 bekannten Herzschrittmacher 

bestiinmt das Erreichen der Mindestspannung am Ausgangs-

kondensator stets den Auslösezeitpunkt des Stimulierungs-

impulses. Der bekannte technische Zweck dieses Arbeits-

xnittels ist es also, eine interinittierende Impulsabgabe 

mit einer bestimmten Frequenz zu ermöglichen. Zwar ist 

Dokument D2, Spalte 8, Zeilen 23 bis 28, zu entnehmen, daB 

die Ladezeit des Ausgangskondensators durch den Innen-

widerstand der Batterie mitbestimint wird, doch wird dieser 

bekannte physikalische Effekt gezielt dazu verwendet, die 

Arbeitsperiode der Stimulation für Demandbetrieb zu 

dimensionieren; vgl. D2, Spalte 8, Zeilen 28 bis 52. Da 

ferner nicht der Kondensator 198 sondern der Regel-

widerstand 210 die Amplitude des Stimulierungsixnpulses 

bestimmt, besteht bei dem aus Dokument D2 bekannten 

Herzschrittinacher zwischen der Spannung am Ausgangs-

kondensator und der Amplitude des Stimulierungsimpulses 

kein kausaler Zusammenhang. Des weiteren werden bei 

externen - d. h. nicht-implantierten - Herzschrittmachern 

nicht mehr voll arbeitsfähige Batterien sofort ausge-

tauscht. Nicht einmal die Uberwachung des Ladezustands der 

Batterie wird in Dokument D2 angesprochen. AUS den 

vorstehend genannten Gründen ist nach Auffassung der 

Kammer Dokument D2 keine Anregung zu entnehmen, das aus 

Dokument D2 bekannte technische Arbeitsmittel (d. h. einen 

Ausgangskondensator für die Stiinulierungsimpulsformung zu 

entladen, wenn seine Aufladung eine bestimmte Spannung 

erreicht hat) zur Kompensation der Defekte nicht inehr you 

arbeitsfähiger Batterien auszunutzen. Soinit übersteigt es 

nach Auffassung der Kammer die von einein Fachxnann zu 

erwartenden Fãhigkeiten, den Ausgangskondensator 198 in 

Figur 5 des Dokuments D2 aus seiner funktionellen Biridung 

in ein die Stimulierungsfrequenz bei Démandbetrieb 

festlegendes Zeitglied herauszulösen, ein zusätzliches 

Zeitglied in die Schaltung gemàB Fig. 5 zu integrieren, 

das während der Arbeitsperiode, in der die Batterie you 
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arbeitsfàhig ist, die Rolle des Ausgangskondensators 198 

übernhinint, und die an ihin auftretenden Auslösespannung nur 

dann real zur Auslosung des Stiinulierungsirnpulses zu 

nutzen, wenn die durch das neu hinzugefügte Zeitglied 

vorgegebene Periode irn Hinblick auf den anwachsenden 

Innenwiderstand der Batterie zu klein wird, urn den 

Ausgangskondensator stiinulierungsfãhig aufzuladen. Dainit 

wird beiin Streitpatent der Ausgangskondensator für einen 

neuen technischen Zweck genutzt, nãrnlich bei nicht you 

arbeitsfähiger Batterie eine reizsichere Mindestainplitude 

zu garantieren. Das aus Dokuinent D2 bekannte Arbeitsxnittel 

1st also un Streitpatent zur Läsung einer anderen 

technischen Aufgabe als in Dokuinent D2 eingesetzt und wird 

dainit - irn Sinne der Entscheidung T 39/82, AB1. EPA 1982, 

419, zuin Bestandteil einer neuen technischen Lehre, die - 

wie oben dargelegt - durch Dokuinent D2 nicht nahegelegt 

wird. 

6.6 	Die Kaininer erachtet die von der Beschwerdegegnerin gemàl3 

Absatz VIII-c vorgebrachte Darstellung des Dokuinents D3 

entnehntharen Standes der Technik für zutref fend. 

Insbesondere geht aus Dokuinent D3 eindeutig hervor, daB - 

entgegen der sinngemàBen Auffassung der Beschwerdeführerin 

geinàB Absatz Vu-c - die Arbeitsweise des Testkondensators 

von derjenigen des iinplizit irn Schaltungsblock 1 

vorhandenen Ausgangskondensators vôllig unabhängig 1st. 

Dokuinent D3 beschreibt ausschlieBlich eine Schaltung zur 

Signalisierung eines vorgebbaren kritischen Batterie-

ladezustandes mit Hilfe des Unterschreitens der Spannung 

eines von der Batterie aufgeladenen Testkondensators (10 

in Fig. 1) am Ende eines Testixnpulses (T in Fig. 2) unter 

eine an Dioden (5, 6 in Fig. 1) abfallende Referenz-

spannung, wodurch ein Flip-Flop (16) eine Signaispannung 

abgibt, die geeignete Schaltungsrnal3nahmnen (Seite 10, 

Zeilen 1 bis 3) auslôst oder beispielsweise die 

Stimulierungsrate herabsetzt (Seite 7, Zeilen 16 bis 30). 

02584 	 .../... 



16 	 T 331/91 

Die GröI3e des anzuzeigenden kritischen Batterieinnen-

widerstandes ist geinäi3 den praktischen Erfordernissen frei 

wàhlbar, und zwar bei der Schaltung gemäB Dokument D3 über 

die GröBe des Testpulses T und/oder die Referenzspannung 

Uref und beixn Streitpatent über die gexnäi3 Anspruch 2 

einstellbare GräBe der Mindestspannung. Soinit werden mit 

der Schaltung gemäi3 Dokument D3 und mit dein Gegenstand des 

Streitpatents identische Sachverhalte überwacht. Bei der 

Schaltung geinài3 Dokument D3 sind frühere Zeitpunkte der 

Batterieüberwachung und damit eine erhöhte Patienten-

sicherheit als beiin Gegenstand des Streitpatents, wie sie 

die BeschwerdefUhrerin in Absatz Vu-b und c geltend 

macht, nicht erkennbar. Vielmehr steilt das Ubertragen der 

Uberwachungsfunktion auf den ohnehin vorhandenen Ausgangs- 

kondensator, das Testsignalgeber und Testkondensator 

uberflussig inacht, eindeutig eine vorteilhafte technische 

Vereinfachung dar. un vorliegenden Fall ist daher die 

Frage nicht relevant, ob rückschrittliche Mal3nahmen 

erfinderisch sind; vgl. Absatz Vu-c. Vielmehr ist 

entscheidend, daJ3 der Fachmann Dokurnent D3 nicht die 

Anspruch 1 des Streitpatents zugrundeliegende Idee 

entnehmen kann, nach der Signalisierung des kritischen 

Batteriewiderstandes auf Kosten einer niedrigeren 

Stimulierungsfrequenz die Amplitude der Stiinulierungspulse 

oberhalb des Schwellenwerts für die Auslösung einer 

erzwungenen Herzrnuskelkontraktion zu halten. 

	

6.7 	Dokuinent Dl beschreibt die Spannungsstabilisierung am 

Ausgangskondensator über einen Regelkreis mit Schwellen- 

wertschalter und liegt damit vom Streitpatent weiter 

entfernt. 

	

6.8 	Aus den in Absatz 6.1 bis 6.7 dargelegten Gründen liegt 

Anspruch 1 eine erfinderische Tätigkeit im Sinne des 

Artikels 56 EPU zugrunde. 
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7. 	Anspruch 1 genügt, wie oben dargelegt, auch den sonstigen 

Erfordernissen des Ubereinkoxnxnens un Sinne von Artikel 102 

(3) EPU. Er kann daher in der nuninehr gültigen Fassung 

aufrechterhalten werden. Die von Anspruch 1 abhàngigen 

Ansprüche 2 bis 4 betrefferi zweckmäBige Ausführungsarten 

des Gegenstandes des Anspruchs 1 und kônnen somit 

gleichfalls aufrechterhalten werden. 

Entscheidungs forinel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Entscheidung der Einspruchsabteilung wird aufgehoben. 

Die Sache wird an die erste Instanz zurückverwiesen mit 

der Auflage, das europäische Patent 0 071 965 nuninehr mit 

folgenden Unterlagen in geandertein Uinfang aufrechtzu-

erhalten: 

Ansprüche: 	1 bis 4, überreicht in der xnündlichen 

Verhandlung voni 2. Juni 1992; 

Beschreibung: Seiten 1 bis 4 und Spalte 2, überreicht in 

der inündlichen Verhandlung vom 

2. Juni 1992; 

Spalte 3 bis Spalte 4, Zeile 53, geinài EP-

B1-0 071 965; 

Zeichnung: 	gemã8 EP-B1-0 071 965. 

Die Geschàftsstellenbeaintin: 	 Der Vorsitzende: 

M. Beer 
	

H.J. Reich 
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